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Reiche zur Kasse bitten

Ungleichheit auf Rekordniveau

Von Christoph Butterwegge

Während der Covid-19-Pandemie ist die Armut bis zur Mitte der Gesellschaft 

vorgedrungen, und Deutschland weist eine sozioökonomische Ungleichheit in vorher nie 

gekanntem Maße auf. Einerseits ist der Anteil einkommensarmer Personen an der 

Bevölkerung mit 16,6 Prozent größer als jemals zuvor, wie der Armutsbericht des 

Paritätischen dokumentiert, andererseits konzentriert sich das Vermögen stärker in 

wenigen Händen als jemals zuvor. 

Arme wurden eher von einer Coronainfektion betroffen  und erkrankten schwerer als 

Wohlhabende, die aufgrund besserer Lebens- Arbeits- und Wohnbedingungen nicht bloß 

finanz-, sondern auch immunstärker waren. Ebenso wurden Einkommensschwache von 

der anwachsenden Inflation – die übrigens nicht erst mit der Ukraine-Invasion und 

westlichen Sanktionen begann, unter denen die Armen in Deutschland mehr leiden als die 

reichen Oligarchen in Russland – stärker betroffen.

Hierzulande sind die meisten Reichen zuletzt noch reicher, aber auch – wie die Armen – 

zahlreicher geworden. Sehr viele Deutsche haben ihr Vermögen während der Pandemie 

vermehrt, die Zahl der Millionäre ist 2021 um rund 100.000 gewachsen, wie die 

französische Unternehmensberatung Capgemini festgestellt hat.

Wenn man die Ungleichheit verringern will, muss man eine Doppelstrategie verfolgen: Es 

gilt, die Armut durch eine wirksame Sozialpolitik zu bekämpfen und den Reichtum durch 

eine soziale Steuerpolitik zu begrenzen. Finanziell Schwache sollten gegen das 

abgeschottet, Angehörige der Mittelschicht vor dem sozialen Abstieg geschützt und die 

materiell Bessergestellten stärker zur Kasse gebeten werden. Vordringlich erscheint die 

Anpassung der Regelbedarfe von Hartz IV, der Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung sowie der Asylbewerberleistungen. Die steigenden Mietpreise machen 

außerdem eine Anpassung des Wohngeldes erforderlich. 
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Sinnvoll wäre eine Verdopplung des Solidaritätszuschlages für jene zehn Prozent der 

Steuerpflichtigen, die ihn noch zahlen müssen. Wer als Lediger beispielsweise 86.000 

Euro brutto im Jahr verdient, kann statt 500 Euro auch einen „Krisensoli“ in Höhe von 

1.000 entrichten, ohne Entbehrungen auf sich nehmen zu müssen. Entscheidend ist, dass 

der Solidaritätszuschlag nicht bloß auf die Einkommenssteuer, sondern auch auf die 

Kapitalertragssteuer und die Körperschaftssteuer großer Unternehmen erhoben wird. 

Damit neben den Einkommensstarken auch die Vermögenden mehr finanzielle 

Verantwortung übernehmen, könnte eine Vermögensabgabe eingeführt werden, die zehn 

Prozent verteilt über fünf Jahre betragen sollte. Hohe Freibeträge für Familienmitglieder, 

wie bei der Erbschaftsteuer – 500.000 Euro für Ehegatten und 400.000 Euro pro Kind – 

würden verhindern, dass Angehörige der Mittelschicht mehr Steuern zahlen müssten.

Christoph Butterwegge hat bis 2016 Politikwissenschaft an der Universität zu Köln gelehrt und 

zuletzt das Buch „Die polarisierende Pandemie. Deutschland nach Corona“ veröffentlicht
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